
Anordnung von Objektschutzmassnahmen in Gefahrengebieten im bau-

rechtlichen Verfahren gemäss § 34 Wassergesetz 

 

Textbausteine für Gemeinden bzw. kommunale Baubehörden 

(Mitberichte) 

 

Textbaustein 1: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Anordnung von Objekt-

schutzmassnahmen1 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen,... (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Sach-

wert-/Personenrisiko, Schutzdefizit etc.). 

• Vorgesehene Objektschutzmassnahmen der Bauherrschaft. 

• Beurteilung der vorgesehenen Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, 

Mehrgefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass mit den geplanten Objektschutzmassnahmen die 

Hochwassergefährdung auf ein Minimum reduziert wird. Damit ist der erforderliche Objektschutz 

(evtl. mit Nebenbestimmungen) gegeben und die Anforderungen werden erfüllt. 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Die geplanten Objektschutzmassnahmen zur Hochwassersicherheit werden (evtl. mit Nebenbe-

stimmungen) angeordnet. 

 

 
1 Im Wassergesetz wird der Begriff "Objektschutzmassnahmen" verwendet. 
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Textbaustein 2: 

keine wesentlichen Umbauten oder Zweckänderungen, Verzicht auf Objektschutzmass-

nahmen 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen,... (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Sach-

wert-/Personenrisiko, Schutzdefizit, Wirtschaftlichkeit/Verhältnismässigkeit etc.). 

• Vorgesehene Objektschutzmassnahmen der Bauherrschaft. 

• Beurteilung vorgesehene Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, Mehr-

gefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

Zusammenfassend wird festgestellt, dass der Umbau keine Auswirkungen auf das bestehende 

Hochwasserrisiko hat. Gestützt auf die AWEL-Arbeitshilfe 8 "Verhältnismässigkeit von Gebäu-

deschutzmassnahmen bei Umbauten" kann im Rahmen dieses Bauvorhabens auf zusätzliche 

Objektschutzmassnahmen verzichtet werden. 

 

Optionaler Text: 

Aus Sicht Personengefährdung sind Objektschutzmassnahmen nicht zwingend erforderlich. Es 

wird jedoch empfohlen, im Rahmen der freiwilligen Absicherung die Bewohner/Gebäudenutzer 

auf die Hochwassergefahren hinzuweisen und zu sensibilisieren sowie in den gefährdeten Be-

reichen keine sensiblen Güter zu lagern. Bei künftigen Bauvorhaben auf dem Grundstück ist die 

Hochwassergefahrensituation wieder neu zu beurteilen. 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Dem Verzicht auf zusätzliche Objektschutzmassnahmen wird (evtl. mit Nebenbestimmungen) 

zugestimmt. 
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Textbaustein 3: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Verzicht auf Objektschutz-

massnahmen im gelben Gefahrenbereich und gelb-weiss gestreiften Hinweisbereich 

(Selbstdeklaration) 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen Hochwassergefähr-

dung (gelber Gefahrenbereich) und/oder in einem gelb-weiss gestreiften Hinweisbereich. Es ist 

vorgesehen… (Kurzbeschrieb Bauvorhaben). Entsprechend den Baugesuchsunterlagen ist 

nicht von einem Sonderrisiko-Objekt auszugehen. 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Selbstde-

klaration). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

In gelben Gefahrenbereichen und/oder gelb-weiss gestreiften Hinweisbereichen gilt für Bauvor-

haben die Selbstdeklaration (Eigenverantwortung Bauherrschaft). Somit ist für das Bauvorha-

ben keine kommunale Anordnung von Objektschutzmassnahmen nötig. Es wird darauf hinge-

wiesen, dass die Gebäudeversicherung Kanton Zürich (GVZ) in gelben Gefahrenbereichen oder 

gelb-weiss gestreiften Hinweisbereichen eine kostenlose Objektschutzberatung anbietet 

(naturgefahren@gvz.ch oder 044 308 21 55). 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Für das Bauvorhaben ist keine kommunale Anordnung von Objektschutzmassnahmen nötig. 

 

 

http://www.naturgefahren@gvz.ch
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Textbaustein 4: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Verzicht auf bauliche und 

mobile Objektschutzmassnahmen, jedoch Alarmierungs- und Evakuationskonzept erfor-

derlich 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen,... (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Sach-

wert-/Personenrisiko, Schutzdefizit, Wirtschaftlichkeit/Verhältnismässigkeit, ausreichende 

Vorwarnzeit etc.). 

• Vorgesehene Objektschutzmassnahmen der Bauherrschaft. 

• Beurteilung vorgesehene Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, Mehr-

gefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

In einer Nutzen-Kosten-Analyse wird aufgezeigt, dass bauliche und mobile Objektschutzmass-

nahmen nicht kostenwirksam bzw. nicht verhältnismässig sind. Das vorgesehene Schutzkon-

zept fokussiert sich auf die Vermeidung von Personenschäden mit organisatorischen Mass-

nahmen (Evakuation). Die entsprechende Notfallplanung liegt noch nicht vor. Somit ist noch de-

tailliert aufzuzeigen, wie der Alarmierungsvorgang abläuft (Schwellenwerte, Schritte auf der 

Zeitachse) und wie die personellen Verantwortlichkeiten festgelegt sind (verantwortliche Perso-

nen, Handlungsanweisungen). Im Weiteren ist aufzuzeigen, wie der Evakuierungsvorgang er-

folgt (Information an Personen in gefährdeten Bereichen, Verhinderung von Panikeffekten, Eva-

kuationswege, gesicherte Bereiche etc.). Zusammenfassend wird festgestellt, dass im Rahmen 

dieses Bauvorhabens auf bauliche und mobile Objektschutzmassnahmen verzichtet werden 

kann. Vor Baufreigabe ist der Gemeinde bzw. kommunalen Baubehörde ein detaillierter Alar-

mierungs- und Evakuationsplan einzureichen. 
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Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Dem Verzicht auf bauliche und mobile Objektschutzmassnahmen wird mit folgender Nebenbe-

stimmung zugestimmt: 

Vor Baufreigabe ist der Gemeinde bzw. der kommunalen Baubehörde ein detaillierter Alarmie-

rungs- und Evakuationsplan einzureichen. 
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Textbaustein 5: 

Keine wesentlichen Umbauten oder Zweckänderungen, Verzicht auf Objektschutzmass-

nahmen 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen….. (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Sach-

wert-/Personenrisiko, Schutzdefizit etc.). 

• Vorgesehene Objektschutzmassnahmen der Bauherrschaft. 

• Beurteilung vorgesehene Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, Mehr-

gefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

Das Bauvorhaben hat keine Auswirkungen auf das bestehende Hochwasserrisiko. Gestützt 

auf den AWEL-Leitfaden "Gebäudeschutz Hochwasser" wird das Vorhaben nicht als wesentli-

che Umbaute oder Zweckänderung beurteilt. Somit kann im Rahmen dieses Bauvorhabens 

auf zusätzliche Objektschutzmassnahmen verzichtet werden. 

 

Optionaler Text: 

Es wird darauf hingewiesen, dass sich das Grundstück Kat.-Nr. xxxx in einem Hochwasserge-

fahrenbereich befindet. Dementsprechend wird empfohlen, beim bestehenden Gebäude 

Schutzmassnahmen zu prüfen. Dabei sind neben Sachwertrisiken auch die Anforderungen 

hinsichtlich Personenrisiko zu beachten. Bei künftigen Bauvorhaben auf dem Grundstück ist 

die Hochwassergefahrensituation wieder neu zu beurteilen. 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Dem Verzicht auf zusätzliche Objektschutzmassnahmen wird zugestimmt. 
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Textbaustein 6: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Verzicht auf Objektschutz-

massnahmen (gemäss Topographie nicht relevant) 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen….. (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, Topographie, Hochwasser-

fliesswege etc.). 

• Beurteilung vorgesehene Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, Mehr-

gefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

Aufgrund der lokalen Höhenverhältnisse ist eine Hochwassergefährdung im Bereich des Ge-

bäudes/Bauvorhabens xxxxx unwahrscheinlich. Daher kann im Rahmen dieses Bauvorhabens 

auf Objektschutzmassnahmen verzichtet werden. Aufgrund möglicher Unschärfen der Anga-

ben aus der Gefahrenkartierung wird jedoch empfohlen xxxx. Bei künftigen Bauvorhaben auf 

dem Grundstück ist die Hochwassergefahrensituation wieder neu zu beurteilen. 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Dem Verzicht auf zusätzliche Objektschutzmassnahmen wird zugestimmt. 
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Textbaustein 7: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Verzicht auf Objektschutz-

massnahmen im Bereich mit Oberflächenabfluss 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefährdungskarte Oberflächenabfluss befindet sich das Grundstück Kat.-Nr. xxxx auf 

dem Gemeindegebiet von xxxx (teilweise) in einem Hinweisbereich mit Oberflächenabfluss. Es 

ist vorgesehen… (Kurzbeschrieb Bauvorhaben). Bei der Gefährdungskarte Oberflächenabfluss 

handelt es sich um eine Hinweiskarte, die mit einem Massstab im Bereich von 1:10'000 - 

1:15'000 erarbeitet wurde. Hauptabflusswege insbesondere am Siedlungsrand sind in der Karte 

zuverlässig abgebildet. Mit zunehmender Komplexität der Kleinstrukturen (Randsteine, Mauern, 

etc.) innerhalb von Siedlungen nimmt die Zuverlässigkeit ab. Bei der Verwendung der Karte gilt 

für alle Gebiete: Die Befunde aus der Karte sind vor Ort zu plausibilisieren und zu interpretieren. 

In Hinweisbereichen mit Oberflächenabfluss gilt für Bauvorhaben die Selbstdeklaration (Eigen-

verantwortung Bauherrschaft). Somit ist für das Bauvorhaben keine kommunale Anordnung von 

Objektschutzmassnahmen nötig. Es wird darauf hingewiesen, dass die Gebäudeversicherung 

Kanton Zürich (GVZ) in Oberflächenabfluss-Hinweisbereichen eine kostenlose Objektschutzbe-

ratung anbietet (naturgefahren@gvz.ch oder 044 308 21 55). 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Für das Bauvorhaben ist keine kommunale Anordnung von Objektschutzmassnahmen nötig. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

http://www.naturgefahren@gvz.ch
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Textbaustein 8: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Anordnung von teilmobilen 

Objektschutzmassnahmen (automatische Klappschottsysteme und dergleichen) 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen….. (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Sach-

wert-/Personenrisiko, Schutzdefizit etc.). 

• Vorgesehene Objektschutzmassnahmen der Bauherrschaft. 

• Beurteilung der vorgesehenen Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, 

Mehrgefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

Als Objektschutzmassnahme wird ein automatisches Klappschottsystem installiert. Dabei ist 

zu beachten, dass trotz einfachem Funktionsprinzip derartige Schutzsysteme eine Wartung 

benötigen (Erhalt Funktionstüchtigkeit mechanische Elemente). Die Verantwortung für das 

einwandfreie Funktionieren des Klappschotts obliegt der Bauherrschaft bzw. dem Gebäudeei-

gentümer. Um das verbleibende Restrisiko möglichst gering zu halten (Versagen im Ereignis-

fall), ist ein Unterhaltsdispositiv erforderlich. Die personellen Verantwortlichkeiten und Unter-

haltsmassnahmen für das Klappschottsystem sind zu dokumentieren und vor Baufreigabe der 

Gemeinde bzw. der kommunalen Baubehörde nachzureichen. Zusammenfassend wird festge-

stellt, dass mit den geplanten Objektschutzmassnahmen die Hochwassergefährdung auf ein 

Minimum reduziert wird. Damit ist der erforderliche Objektschutz gegeben und die Anforderun-

gen werden mit einer Nebenbestimmung erfüllt. 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Die geplanten Objektschutzmassnahmen zur Hochwassersicherheit werden mit folgender Ne-

benbestimmung angeordnet: 
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Die personellen Verantwortlichkeiten und Unterhaltsmassnahmen für das Klappschottsystem 

sind zu dokumentieren und vor Baufreigabe der Gemeinde bzw. kommunalen Baubehörde ein-

zureichen. 
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Textbaustein 9: 

Neubauten/wesentliche Umbauten oder Zweckänderungen, Anordnung von mobilen Ob-

jektschutzmassnahmen 

 

Erwägungen 

Gemäss Gefahrenkartierung Naturgefahren der Gemeinde xxxxx (20xx) befindet sich das 

Grundstück Kat.-Nr. xxxxx (teilweise) in einem Bereich mit einer geringen/mittleren Hochwas-

sergefährdung (gelber/blauer Gefahrenbereich). Es ist vorgesehen,... (Kurzbeschrieb Bauvor-

haben). 

 

Texteinschub gemäss Beurteilung der kommunalen Baubehörde oder des beigezogenen Fach-

gutachters (Verwendung Checkliste): 

• Beurteilung Hochwassergefährdung (Beizug Gefahrenkarte, AWEL-Arbeitshilfen, Sach-

wert-/Personenrisiko, Schutzdefizit, Wirtschaftlichkeit/Verhältnismässigkeit, ausreichende 

Vorwarnzeit etc.). 

• Vorgesehene Objektschutzmassnahmen der Bauherrschaft. 

• Beurteilung vorgesehene Objektschutzmassnahmen (Erfüllung der Anforderungen, Mehr-

gefährdung Dritte, evtl. Nebenbestimmungen). 

• Hinweise Rückstauschutz Kanalisation und Oberflächenabfluss-Einwirkungen. 

 

Das vorgesehene Schutzkonzept sieht einen Schutz mit mobilen Schutzelementen vor. Die ent-

sprechende Alarmierungs- und Notfallplanung liegt noch nicht vor. Somit ist noch detailliert auf-

zuzeigen, wie der Alarmierungsvorgang abläuft (Schwellenwerte, Schritte auf der Zeitachse) 

und wie die personellen Verantwortlichkeiten festgelegt sind (verantwortliche Personen, Hand-

lungsanweisungen). Im Weiteren ist aufzuzeigen, wie der Vorgang zum Einsetzen von Schutze-

lementen erfolgt. Zusammenfassend wird festgestellt, dass im Rahmen dieses Bauvorhabens 

auf bauliche Objektschutzmassnahmen verzichtet werden kann. Vor Baufreigabe ist der Ge-

meinde bzw. kommunalen Baubehörde eine detaillierte Alarmierungs- und Notfallplanung einzu-

reichen. 

 

Dispositiv (Entscheid kommunale Baubehörde) 

Dem Verzicht auf bauliche Objektschutzmassnahmen wird mit folgender Nebenbestimmung zu-

gestimmt: 

Vor Baufreigabe ist der Gemeinde bzw. der kommunalen Baubehörde eine detaillierte Alarmie-

rungs- und Notfallplanung einzureichen. 


